
Beitrags- und Gebührensatzung zur 

Entwässerungssatzung der  

Stadt Neunburg vorm Wald  

(BGS-EWS) 

Vom 01.01.2004 
 

 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt 

Neunburg vorm Wald folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-

rungssatzung 

 

 

 

§ 1 

Beitragserhebung 
 

Die Stadt Neunburg vorm Wald erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die 

Herstellung der Entwässerungseinrichtung für das Gebiet der Ortsteile Neun-

burg vorm Wald, Diendorf, Ebersdorf, Fuhrn, Gütenland, Haslarn, Hofenstetten, 

Katzdorf, Kemnath bei Fuhrn, Kemnather Mühle, Kleinwinklarn, Kröblitz, 

Lengfeld, Luigendorf, Meißenberg, Mitteraschau, Mitterauerbach, Oberauer-

bach, Ödgrub, Penting, Pettendorf, Pissau, Seebarn, Stetten, Stettner Mühle, 

Thann, Unteraschau, Wilbersdorf, Wutzelskühn, Wundsheim und Zeitlarn einen 

Beitrag. 

 

 

§ 2  

Beitragstatbestand 
 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder ge-

werblich nutzbare sowie für solche Grundstücke und befestigte Flächen erho-

ben, auf denen Abwasser anfällt, wenn 

 

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungsein-

richtung besteht, 

 

2. sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind, oder 

 

3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Ent- 

wässerungseinrichtung angeschlossen werden. 



§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des 

 

1. § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung ange-

schlossen werden kann, 

 

2. § 2 Nr. 2, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung ange-

schlossen ist, 

 

3. § 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sondervereinbarung. 

 

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung 

liegt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 

(2) Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des 

Grundstücks vorgenommen, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht 

die Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 

 

 

§ 4 

Beitragsschuldner 
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Ei-

gentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 

 

 

§ 5 

Beitragsmaßstab 
 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der 

vorhandenen Gebäude berechnet. 

 

(2) Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in unbe-

planten Gebieten von mindestens 2.500 qm Fläche (übergroße Grundstücke) auf 

das dreifache der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 2.500 

qm festgesetzt. Bei unbebauten Grundstücken ist die zur Ermittlung der bei-

tragspflichtigen Grundstücksfläche anzusetzende beitragspflichtige Geschoss-

fläche nach Abs. 4 zu ermitteln. 

 

 

 



(3) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Ge-

schossen zu ermitteln. Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 

Dachgeschosse werden nur herangezogen, wenn und soweit sie ausgebaut sind. 

Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen 

Bedarf nach Anschluss an die öffentliche Entwässerungseinrichtung auslösen 

bzw. nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Beitrag herangezo-

gen; dies gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich eine 

Schmutzwasserableitung haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer 

Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist ein Viertel der Grundstücksflä-

che als Geschossfläche anzusetzen. 

 

(5) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zuläs-

sig ist, wird die Geschossfläche nach Abs. 4 ermittelt; das Gleiche gilt, wenn 

auf einem solchen Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur ge-

werblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat. 

 

(6) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flächen noch keine 

Beiträge geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt im 

Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Ge-

schossflächen. Gleiches gilt für alle sonstigen Veränderungen, die nach Absatz 

3 für die Beitragsbemessung von Bedeutung sind. 

 

(7) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 4 festge-

setzt worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu berech-

net. Dem so ermittelten Betrag ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im 

Zeitpunkt des Entstehens der neu zu berechnenden Beitragsschuld (§ 3 Abs. 2) 

bei Ansatz der nach Absatz 4 oder Absatz 5 berücksichtigten Geschossfläche 

ergeben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nachzuentrichten. Ergibt die Gegen-

überstellung eine Überzahlung, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetra-

ges auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag ent-

richtet wurde.  

 

 

§ 6 

Beitragssatz 
 

Der Beitrag beträgt  

 

a) pro Quadratmeter Grundstücksfläche                                             2,16 € 

b) pro Quadratmeter Geschossfläche                                                12,27 €. 

 



§ 7 

Fälligkeit 
 

Der Beitrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

fällig. 

 

 

§ 8 

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
 

(1) Die Kosten für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, 

Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung des Teils eines 

Grundstücksanschlusses, der sich nicht im öffentlichen Straßengrund befindet, 

sind in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 

 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit dem jeweiligen Abschluss der Maß-

nahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspru-

ches Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. § 7 gilt entspre-

chend. 

 

(3) Die Kosten zusätzlich erforderlicher Grundstücksanschlüsse sind in einer 

gesonderten Vereinbarung zu regeln. 

 

 

§ 9 

Gebührenerhebung 

 

Die Stadt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Einlei-

tungsgebühren. 

 

 

§ 10 

Einleitungsgebühr 
 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der folgenden Absätze nach der 

Menge Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den ange-

schlossenen Grundstücken zugeführt wird. Die Gebühr beträgt 2,75 € pro Ku-

bikmeter Abwasser. Bei einem Grundstück, welches nur an die Schmutzwasser-

kanalisation angeschlossen werden kann, beträgt die Gebühr 1,74 pro cbm Ab-

wasser. 

 



(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der öffentlichen Was-

serversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten 

Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten 

oder zurückgehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Absatz 3 

ausgeschlossen ist. Der Nachweis der verbrauchten und zurückgehaltenen Was-

sermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Der Nachweis ist grundsätzlich 

durch geeichte Wasserzähler zu führen, die der Gebührenpflichtige auf eigene 

Kosten zu installieren hat. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großvieh-

haltung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von 14 Kubikmeter 

pro Jahr als nachgewiesen.  

 

Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Mit 

Einwilligung des Viehhalters kann auf das Ergebnis der letzten allgemeinen 

Viehzählung nach dem Viehzählungsgesetz zurückgegriffen werden, sofern 

nicht nachgewiesen wird, dass es von der im Vorjahr durchschnittlich gehalte-

nen Viehzahl abweicht. Die Viehzählung darf nicht länger als 2 Jahre vor der 

jeweiligen Abrechnung (§ 15) stattgefunden haben. Die Wassermengen werden 

durch Wasserzähler ermittelt. Sie sind von der Stadt zu schätzen, wenn 

 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, 

oder 

 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den 

wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

 

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen 

 

a) Wassermengen bis zu 12 Kubikmeter jährlich, 

 

b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 

 

c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 

 

Satz 1 Buchstabe a) - c) gilt nicht, wenn die auf dem Grundstück tatsächlich 

verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen durch den Gebühren-

pflichtigen nachgewiesen werden können. 

 

(4) Ergibt die Ermittlung der Abwassermenge nach den Absätzen 2 und 3 einen 

Wert von 0 Kubikmeter oder einen Minuswert oder einen anderen geringen 

Wert, der aufgrund der Gegebenheiten nicht den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechen kann, so ist die gebührenpflichtige Abwassermenge durch die Stadt 



zu schätzen, wobei der Verbrauch pro Person mit 35 Kubikmetern anzusetzen 

ist. Dies gilt nicht, wenn der Gebührenpflichtige den tatsächlichen Wasser-

verbrauch nachweisen kann. Maßgebend hierfür sind die Verhältnisse am 30.06. 

eines Jahres. 

 

(5) Besteht auf dem Grundstück eine sog. Regenwassereigengewinnungsanlage, 

die im Haushalt eingesetzt wird, so werden 15 Kubikmeter pro Jahr und Ein-

wohner als dem Grundstück aus der Eigengewinnungsanlage zugeführte Was-

sermenge angesetzt; dies gilt nicht, wenn der Grundstückseigentümer nachwei-

sen kann, dass das Wasser aus der Eigengewinnungsanlage nicht der öffentli-

chen Entwässerungsanlage zugeführt wurde. Es steht dem Gebührenpflichtigen 

frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu führen. § 10 Abs. 4 

Satz 3 gilt entsprechend. 

 

 

§ 11 

Gebührenzuschläge 
 

Für Abwässer, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlammbeseitigung 

(Beseitigung) Kosten verursacht, die durchschnittlichen Kosten der Beseitigung 

von Hausabwasser von mehr als 30 v. H. (Grenzwert) übersteigen, wird ein Zu-

schlag in Höhe des den Grenzwert übersteigenden Prozentsatzes des Kubikme-

terpreises erhoben. 

 

 

§ 12 

Gebührenabschläge 
 

Wird bei Grundstücken vor Einleitung der Abwässer in die Entwässerungsan-

lage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf dem 

Grundstück verlangt, so ermäßigen sich die Einleitungsgebühren um 25 v. H.. 

Das gilt nicht für Grundstücke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei 

denen die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass die Abwässer 

dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad oder der üblichen Verschmut-

zungsart der eingeleiteten Abwässer entsprechen. 

 

 

§ 13 

Entstehen der Gebührenschuld 
 

Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Ent-

wässerungsanlage. 



§ 14 

Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld 

Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks ding-

lich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem 

Grundstück befindlichen Betriebs. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-

schuldner. 

 

 

§ 15 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Grundgebühr wird einen Mo-

nat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.03., 15.06., 15.09. und 15.12. jedes 

Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vor-

jahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die Stadt die 

Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 

 

 

§ 16  

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt für die Höhe 

der Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den 

Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage entspre-

chender Unterlagen - Auskunft zu erteilen bzw. den Beauftragten der Stadt zu 

angemessener Tageszeit Zutritt zu den Grundstücken, Gebäuden bzw. Räum-

lichkeiten zu gewähren. 

 

 

§ 17 

Ablösung des Beitrags 
 

Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst wer-

den (Art. 5 Abs. 9 KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Die 

Höhe des Ablösungsbetrags richtet sich nach der Höhe des voraussichtlich ent-

stehenden Beitrags.  

 

 



§ 18 

Übergangsbestimmungen 
 

Beitragstatbestände, die von der Satzung vom 04.11.1994, zuletzt geändert 

durch Satzung vom 21.11.2002, erfasst werden sollten, werden als abgeschlos-

sen behandelt, soweit bestandskräftige Veranlagungen vorliegen. Wurden sol-

che Beitragstatbestände nach der genannten Satzung nicht oder nicht vollstän-

dig veranlagt oder sind Beitragsbescheide noch nicht bestandskräftig, dann be-

misst sich der Beitragsmaßstab nach der vorliegenden Satzung. Dabei beträgt 

der Beitragssatz bis zum Inkrafttreten dieser Satzung 

 

a) pro Quadratmeter Grundstücksfläche       1,-- €  

b) pro Quadratmeter Geschossfläche    10,-- €.   

 

 

§ 19 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 04.11.1994, zuletzt geändert durch Sat-

zung vom 21.11.2002, außer Kraft. 

 

 

Neunburg vorm Wald, 10.12.2003 

Stadt Neunburg vorm Wald 

 

 

gez. 

 

Bayerl 

Erster Bürgermeister 
 

 

 

 


